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Pressemitteilung vom 09.04.2003

Gemeindetag will mehr Verwaltungsreform

Gemeinden sind Garant für Bürgernähe

Kommunen verlangen vollen und dauerhaften Kostenausgleich

Stuttgart. Der Landesvorstand des Gemeindetags befürwortet die Verwaltungsreformpläne von Ministerpräsident Erwin Teufel. „Eine Straffung der Verwaltung auf allen Ebenen, vom Ministerium bis zur Basis, und eine Delegation vieler Aufgaben auf die Landratsämter und Großen Kreisstädte entspricht unserem Vorschlag,“ sagte Bürgermeister Helmut Mahler, Immendingen, Erster Vizepräsident des Gemeindetags. Die Gemeinden seien der sicherste Garant für eine bürgernahe Verwaltung. Mahler verlangte aber auch einen vollen Kostenausgleich für die zusätzlich übertragenen Aufgaben.

„Eine Erhöhung der Verwaltungskosten der Kreise muss unbedingt vermieden werden. Sie würde direkt auf die Kreisumlagen durchschlagen,“ warnte Mahler. Die Aufgaben mit ihren Personal- und Sachkosten müssten vor der Übertragung genau dokumentiert und danach finanziell ausgeglichen werden. Die angedachte Auflösung der Landeswohlfahrtsverbände müsse mit einer kritischen Überprüfung von Aufgaben und Standards verbunden sein. „Das Land muss bei der Behindertenhilfe finanziell stärker einsteigen,“ verlangte Mahler. Die ständig neue Produktion von Aufgaben und Standards müsse aufhören. Eine sogenannte Effizienzrendite sei nur zu erwirtschaften, wenn nicht nur Personal, sondern Aufgaben des Staates gestrichen würden. Für die Erwirtschaftung dieser Einsparungen müsse es klare Regeln geben, so über zu treffenden Maßnahmen und die Berechnung ihres Einsparerfolgs.

Das Land solle seine Verpflichtung zu vollem Kostenausgleich (Artikel 71 Abstz 3 Landesverfassung) auch auf von Bund und EU übertragene Aufgaben erstrecken. Der Gemeindetag hatte wiederholt die konsequente Ausfüllung des Konnexitätsprinzips („Wer bestellt, zahlt!“) verlangt.

Beim Gemeindetag wird besonders hervorgehoben, dass auch die Funktion der Großen Kreisstädte gestärkt werden soll. Damit, so Mahler, seien gegenteilige Aussagen des Landkreistags erledigt. Die Funktionalreform müsse bis auf die unterste Verwaltungsebene fortgesetzt werden. Er forderte die Landesregierung dazu auf, auch die Übertragung weiterer Aufgaben an die übrigen Städte und Gemeinden zu prüfen. Das Ziel der Bürgernähe von Behördenentscheidungen müsse dadurch noch direkter angepeilt werden. Selbstverständlich müsse aber auch das strikt finanzneutral geschehen. „In der heutigen Finanzkrise können die Städte und Gemeinden keine zusätzlichen Belastungen mehr übernehmen,“ erklärte Mahler.

Welche Aufgaben für eine weitere Delegation an – zumindest größere – Gemeinden in Frage kommen, solle geprüft werden. Denkbar seien vom Bürger häufig nachgefragte Verwaltungsdienstleistungen wie die Kraftfahrzeugzulassung oder Aufgaben der Führerscheinstelle. Aber auch über die Abstufung von Kreisstraßen zu Gemeindeverbindungsstraßen müsse erneut gesprochen werden.

Die von der Regierung geplante Bündelung der Behörden auf der Mittelebene (Regierungspräsidien) und auf der unteren, kommunalen Ebene hatte der Gemeindetag zusammen mit den anderen kommunalen Landesverbänden dem neuen Landtag bereits zu Beginn der Legislaturperiode vorgeschlagen.
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